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* Das Altimstum .
ES ist ein schmachvoller Anblick , KU sehen , wie die

Staatsmänner , in deren Hände das Glück und die Wohl¬
fahrt einer ganzen Welt gelegt sind, nur immer wieder
Entschlüsse fassen, die nicht etwa diesem Glück, das heißt
jm vorliegenden Falle dem Wiederaufbau Europas , die¬
nen. sondern lediglich der Befriedigung von allen mög¬
lichen Gelüsten der Rache und der Habgier . Torheit und
Verblendung regieren die Munde , und es ist durchaus
verständlich, wenn dieser Tage ein großer Londoner Ban¬
kier auf die Frage hin , was er von der Konferenz denke ,
spöttisch lächelnd antwortete : «Ach, lassen Sie mich doch
mit diesem ganzen Unsinn in Ruhe ! "

tzS ist allerdings eine Unfinnigkeit , waS die Entente
von unS fordert . Und wenn die Staatsmänner der En¬
tente nur noch einigermaßen klaren Blick für die Reali¬
täten des Lebens besäßen, würden sie selbst diese Un-
smnigkeit einsehen . Das Traurige aber an der ganzen
Geschichte ist die Beobachtung, daß zum Mindesten die
französischen Staatsmänner und ein Teil der englischen
wirklich an die Ausführbarkeit ihrer Forderungen glau .
den . Mit Reden und Darlegungen können wir diese
Leute von ihrer Torheit nicht überzeugen . So werden
denn die Tatsachen reden müssen. Und diese Tat¬
sachen werden, so bitter das auch für unS in erster Linie
ist, der Entente endlich jene Vernunft und jene Einsicht
beibringen , die sie bisher in so betrüblicher Weise hat
vermissen lassen . -

Lus der ganzen Art und Weise , wie man unsere Ge-
genvorschläge behandelt, spricht aber nicht nur Einsichts¬
losigkeit und Verblendung , sondern ganz offenkundig auch
Lbler WiIle . Es ist Böswilligkeit , wenn man von
unS verlangt , Win sollten uns zur Grundlage der Pariser
Beschlüsse bekennen , wo wir doch mit unseren Gegenvor -
Wägen nichts anderes getan haben, als d i es e Grund -
lage im wesentlichen - u akzeptieren . Denn
auch wir wollen ja jene 226 Milliarden , deren Zahlung
sich auf 42 Jahre verteilen soll, in einer zu 8 Prozent
kapitalisierten Form bezahlen. Und wir können ja nichts
dafür , daß sich bei einer solchen Kapitalisierung nach
Adam Riese eine Summe von etwas über 50 Milliarden
ergibt . Von dieser Summe wollen wir schon in den näch¬
sten Jahren — unter der Voraussetzung, daß uns eine
internationale Anleihe von 8 Milliarden bewilligt wird ,
— 13 Milliarden bezahlen. Und der Rest soll dann un -
ter entsprechender Verzinsung so rasch wie möglich abge¬
tragen werden.

Merdings wollen wir , daß unsere bisherigen Leistun¬
gen , die wir auf etwa 20 Milliarden beziffern, von jener
Gesamtsumme von 60 Milliarden , deren Zahlung wir an -
bieten, abgezogen werden . Die Entente bestreitet , daß
diese Leistungen 20 Milliarden betragen . Demgegenüber
haben wir unS bereit erklärt , durch eine unparteiische und
neutrale Kommission die genaue Ziffer festsstzen zu
lasten.

Bemerkenswert bleibt ja immerhin der Umstand, daß
auch Lloyd George jetzt erklärt , die Entente sei nicht abge¬
neigt gewesen, mit uns über alles zu reden, so auch die
Frage , daß Deutschland nicht 42 Jahre lang zu bezahlen
brauche , und ferner auch über die 12prozentige Ausfuhr¬
abgabe. Man sollte sonach eigentlich meinen , daß sich bei
nur einigem guten Willen auf seiten der Entente dann
sehr wohl eine Verhandlüngsbasis finden ließe.

Denn, da die Summe , die wir freiwillig anbieten , in
kapitalisierter Form der von der Entente geforderten ,
sich auf 42 Jahre erstreckenden Gesamtabzahlungssumme
Entspricht, so kann es sich doch nur um Nebenfragen han¬
deln, und ferner darum , wie man uns die rascheBegleichung
ber Reparationsschnld erleichtert bezw . ermöglicht. Kön¬
nen wir jene 226 Milliarden schon überhaupt nicht be¬
llen , so können wir auch die angebotenen 50 Milliarden
Nur dann bezahlen , wenn uns die Entente
Und die ganze übrige Welt auf die Beine
helfen , uns Anleihen bewilligen und uns Rohstoffe lie-
>ern , kurz und gut, wenn sie alles tun , was uns instand
letzen kann , mit dem zu bezahlen, was wir noch zur Ver-
k"

A" ig haben, mit der Arbeit unserer Hände .
Diese Arbeit, die das deutsche Volk leisten wird , ist dag

d? ^ ^ "" das sich der Gläubiger zu halten hat . Und
e Entente würde in ihrem eigenen Interesse klug han-

schlön
^ "" sie sich zu jener großzügigen Aktion ent -

r „ «
' "' e man im finanziellen Leben die «Sanie -

gdeSSchuldners " nennt . Aus eigenen Kräf -
onnen wir jene Arbeitsleistung nicht aufbringen , die

für die Abtragung einer Schuld von 50 Milliarden not¬
wendig ist. Wir brauchen Geduld von seiten der Gläu¬
biger, wir brauchen Anleihen und Rohstoffe . Eine jede
Bekundung üblen Willens und niedriger Rachsucht aber
zerstört bei uns nicht nur materielle, sondern auch physische
und moralische Werte , un- das in einem Augenblick, N»
es gerade für die Entente auf Li« Jntakterhaltung dieser
Werte ankommt.

Was wird denn Wohl nun die Entente mit der uns an-
gedrohten Besetzung von Düsseldorf, Duisburg und
Ruhrort , mit der Abgabenbelastung unseres Exports und
mit der Beschlagnahme der Zollerträge aus den Gebie¬
ten innerhalb der durch die Besetzung gezogenen Zoll¬
grenze erreichen ? ! Me wird gar nichts erreichen. Im
Gegenteil , sie wird daS deutsche Wirtschaftsleben nur
noch mehr schädigen und wird die Gesundheit der Kuh,
auf deren Milch sie ja angewiesen ist, durch diese üblen
Maßnahmen noch mehr herunterbringen . Wenn der
Entente eine solche Politik Vergnügen macht , so mag sie
sie betreiben. Ihrem Ziel, der wirtschaftlichen und fi¬
nanziellen Wiedergesundung - er eigenen Länder ,
wird sie damit nicht näher kommen .

Einstweilen ist die Lage nun so, daß wir vierTage ,
das heißt bis zum Montag , Zeit haben, unS unsere
Antwort auf daS Ultimatum zu überlegen. Diese Ant¬
wort schließt für uns eine schwere und schicksalsvolle Ent¬
scheidung in sich. Wie sie aber zu lauten hat, das kann
man sich ungefähr heute schon selber sagen .

Da wir mit unseren Gegenvorschlägen im wesentlichen
die Grundlage der Pariser Beschlüste akzeptiert haben
und uns eigentlich nur noch über den Abzahlungsmodus ,
über die Abzahlungsfrist, über die 12prozentige Ausfuhr¬
abgabe und über die Frage , ob unsere bisherigen Leistun¬
gen abzuziehen sind , zu einigen hätten , können wir Mur
immer wieder auf diese unsere Gegenvorschläge als die
gegebene Verhandlungsbasis Hinweisen und sie als solche
nochmals empfehlen. Gewiß gehen wir dabei von der
Voraussetzung aus » daß die Entente überhäuf den guten
Willen hat, uns wirtschaftlich und physisch so erstarken zu
lassen , daß wir unseren freiwillig übernommenen Ver¬
pflichtungen genügen können . Die Tatsache , daß sich die
öffentliche Meinung in Frankreich und England vor
allem an der von uns vorgeschlagenen internatio -
nalenAnleihe stößt, beweist uns im Zusammenhang
mit den amtlichen Erklärungen Lloyd Georges , daß die¬
ser gute Wille nicht besteht . In diesem Falle
sind allerdings unsere Gegenvorschläge für die Entente
undiskutabel . Für unS aber bleiben sie das , was sie
effektiv sind , das äußer st e, freiwillige Entge¬
genkommen , das wir überhaupt aufzu¬
bringen vermögen .

Wenn jener üble Wille bei der Entente siegt , so ist das
in erster Linie dieSchuldderfranzösischenPo -
litik . Die Tendenz dieser Politik liegt klar zutage :
man will Deutschland, vor dem man sich törichterweise
noch immer fürchtet,

'
wirtschaftlich noch mehr ruinieren ,

es politisch und staatsrechtlich zerstückeln und bei dieser
Zerstücklung selber das Rheinland un - die
RheinpfalzindieTasche st ecken . Vielleicht ist
die Stimmung in Paris sogar so beschaffen, daß Bilan¬
der nationalistisch gesinnten Kammermehrheit einen
Verzicht auf viele Milliarden der Reparationssumme
plausibel manchen könnte, wenn er ihnen gleichzeitig den
Zusammenbruch der Reichseinheit und die
Annektion des gesamten Rheinlandes
undderRheinpfalzfestinAussichtzustel -
lenvermöchte . Hier fragt es sich dann jedoch, ob die
Alliierten und Amerika eine solche Politik mitmachen
werden.

Wir glauben , daß England , Italien und Amerika die¬
sen imperialistischen Wünschen Frankreichs entgegentre -
ten werden. Und bezeichnenderweise beschränken sich ja
auch die unS angebotenen Zwangsmaßnahmen
einstweilen lediglich auf das wirtschaftliche Gebiet ;
womit allerdings nicht gesagt ist, daß die Entente , wenn
wir bei unserem Standpunkt beharren , nicht noch andere
Erpressungsmaßnahmen anwenden werde.

Jedenfalls ist die Abneigung der übrigen Alliierten
gegen eine ausschweifende imperialistische Politik Frank¬
reichs deutlich wahrzunehmen : und wir dürfen es ge¬
radezu als einen Erfolg der durch diese Abneigung
orientierten Politik Englands und Italiens bezeichnen ,
daß militärische Maßnahmen vorderhand
nicht angedroht worden sind . Der ganze Kon¬
flikt, der die Ruhe der Welt stört und neues Elend her-
aufbeschwiört, könnte beigelegt werden, wenn England

und Italien oder auch Amerika sich entschließen würden,
Frankreich mit aller Entschiedenheit darauf hinzuweisen»
daß es seine nationalistische Raubpolitik zu ändern hat,
da die Entente eine einigermaßen befriedigende Repara .
tionssumme nur dann erhalten wird , wenn man Deutsch ,
land saniert , und nicht, wenn man es vollends zugrunde
richtet.

KdoUtikbe Neuigkeiten .
Die amtliche Ablehnung.

* Die amtliche Erklärung , die die Alliierten gestern Lekannt-
gaben, hat , lt . Havas , folgenden Wortlaut : Im Verfolge meh¬
rerer Zusammenkünfte — drei Sitzungen der » oberen - —»
die in den letzten 24 Stunden nach der Überreichung der beut -
scheu Noten stattfanden , ist ein« »» llwmmene verständig«»,
« nie» de» « Liierte» »«staub, «ekSmynea. I » der Antwort
auf die - eutsche » GegrnbvrstPäge in der Sitzung der » onfe-
re », , di« augenblicklich im JameSpalast stattfindet. legte Lloyd
George Dr . SimonS klar, daß die Gegenvorschläge der deut-
fchen Regierung keine nähere Prüfung verdienten, und daß
die von dem Deutschen Reiche in der Reparationsftage ringe-
vommene Haltung eine neue Außerachtlassung der von
Deutschland den Alliierten gegenüber eingegangenen Ber -
Pflichtungen darstelle. Er erinnert « an die Verstöße gegen
die Verträge über die Kohlenlieserungen, die Entwaffnung -»
bedingungeu , die Zahlung von SO Milliarden Gokdmark und
die Bestrafung der Kriegsverbrecher. Er bemerkte ferner. Laß
Deutschland dadurch, daß «S sich weigere , die ihm von den
Alliierten in - er Reparationsftage zugestandenen Erleichte¬
rungen angunehmen , auf die verschiedenen Vorteile verzichtete »
die ihm aus ber letzten Konferenz zugebilligt wurden.

Unter diesen Umständen gab Lloyd George Dr .
Simon - zu verstehen, daß, wen » die Deutsche »
bi- zum Ablauf einer Frist , die bis M-nta ,
läuft , nicht die Grundlage des Pariser Abkommens über
die Reparationen angenommen haben, die Alliierten beschlos¬
sen haben , Deutschland gegenüber sofort folgende Zwang«.
Maßnahmen i» Anwendung zu bringen : Besetzung von Du » .
burg -Ruhrort und Düsseldorf, Erhebung von Abgaben auf de»
Verkaufspreis vo» deutsche« Ware» i« den alliierte« Limdrr»,
Errichtung ei«rr Zollgrenze am Rhein. Der deutschen Ab¬
ordnung wird außerdem klitP und klar erklärt, daß etwa mSg-
liehe Abänderungen per in Pari » getroffenen Bestimmung«»
nur die Art unj» Weise der Bezahlungen betreffe » würde«,
etwa in der Art der Herabsetzung der vorgesehen «« Jahre »,
zahluage « vo» 4L auf 30.

»
Der deutsche Bericht über die gestrige Sitzung der Londoner

Konferenz lautet : Die heutige Sitzung der Konferenz fand
um 12 Uhr mittags im St . Jamespalast statt. Lloyd Georg»
ergriff sofort nach Beginn der Sitzung das Wort, um die Ant-
Wort der Alliierten auf die deutschen Gegenvorschläge zu ge¬
ben . In längerer Rede führte er au», daß die deutschen Vor¬
schläge einen Angriff gegen den Grundgedanken de» Bersail -
ler Friedensvertrages darstellten. Es liege durchaus nicht in
der Absicht der Alliierten, Deutschland zu unterdrücken; im
Gegenteil , sie seien davon überzeugt, daß ein freies , zufriede-
neS, blühendes Deutschland eine notwendig« Vorbedingung für
den Frieden und daS Wohlergehen Europa» sei. Deutschland
habe im Friedensvertrag seine Verantwortlichkeit für de»
Krieg anerkannt und habe deshalb für die Kriegsschaden Re¬
paration zu leisten. Es fei bereits ein weitgehendes Entgegen¬
kommen der Alliierten , daß sie im Gegensatz zu dem Frank¬
furter Friedensvertrag von 1870 auf den Ersatz sämtlicher
Kriegskosten verzichtet hätten . Er sei der Meinung, daß da¬
deutsche Volk noch nicht genügend den Umfang der Zerstörun¬
gen würdigt , die durch den von dem kaiserlichen Deutschland
herausbeschworenen Krieg verursacht seien .

In längeren Ausführungen hierzu schildert Lloyd George
die Verwüstungen und Zerstörungen, die in den alliierte »
Ländern , insbesondere in Frankreich, angerichtet seien und
die nur zum geringen Teil von kriegerischen Operationen her-
rührten . Die Alliierten wären durchaus geneigt gewesen, die
deutscherseits vorgebrachten Einwände gegen die Pariser Be¬
schlüsse mit vollem Ernst zu prüfen. Wenn Deutschland z. B.
eine Verkürzung der Zahlungsfrist von 48 Jahren gefordert
oder anstatt der 12prozentigen Ausfuhrabgabe eine seinen Be¬
dürfnissen entsprechendere, gleichwertige Maßnahme vorge¬
schlagen hätte , so hätte darüber gesprochen wevden können.
Demgegenüber müsse er aber feststellen , daß die deutschen Ge¬
genvorschläge als Grundlage einer Besprechung oder Prüfung
völlig ungeeignet seien, im Gegenteil eine Beleidigung und
Herausforderung der Alliierten bildeten . Berücksichtige man»
daß Deutschland im übrigen schon in vielfacher Hinsicht den
Friedeusvertrag von Versailles verletzt habe , so müsse man
zu der Folgerung kommen, daß «die deutsche Regierung ihre»
Verpflichtungen nickt nackkommen wolle oder, was noch schlech¬
ter sei, die Kraft nickst habe, ihren Dillen durchzusetzen . An¬
gesichts dieser Sachlage habe er namens der Alliierten die
deutsche Regierung aufzufordern, bis Montag Mitteilung zu



« rachen, ob sie die Pariser Beschlüsse annehme oder Gegenvor¬
schläge zu unterbreiten , die eine gleichwertige Ausführung der
aus dem Friedensvertrag Deutschland obliegenden Verpflich¬
tungen sicherstellt . Lloyd George zählte dann die oben er¬
wähnten Zwangsmaßnahmen auf und schloß seine Rede mit
der Frage , ob Dr . SimonS gleich eine Antwort geben wolle
oder eine neue Sitzung heute nachmittag vorzieh«.

Reichsmimster Dr . SimonS entgegnet«, di« Rede Lloyd
Georges werde mit der Sorgfalt geprüft werden, die ihrem
Umfange und ihrer Bedeutung entspricht. Die Delegation
Werde die Antwort bis Montag mittag erteilen . Im übrige»
legte Dr . Simons «egen die Verkennung der Absichten der '
deutschen Regierung durch Lloyd George Verwahrung ein
»nd betonte, daß für die »»« de» Alliierten angedrohte»
Zwangsmaßnahmen «ach Ansicht der deutsche » Regier»», kei-
«erlri Anlaß »orliege.

Lur 1krit: k der deutschen Vorschläge.
Durch eine von Reuter verbreitete autoritative Analyse der

Alliierten , in der die Hauptgründe sür die Ablehnung in sie¬
ben Punkte zusammengefaßt sind, erfährt das W. T . -B . aus
den Kreisen der deutschen Delegation folgendes:

Zu Punkt 1 : Es ist durchaus gerechtfertigt, die Pariser An¬
nuitäten mit dem Satze von 8 Prozent jährlich auf den Jetzt-
tvert zurückzubiskontieren. Der Pariser Plan sieht ausdrück¬
lich vor, daß alle Zahlungen auf die Kapitalsumme der Ent¬
schädigungen in den ersten zwei Jahren mit 8 Prozent jähr¬
lich zurückdiskontiert werden können. Die deutschen Vorlei¬
stungen stellen Werte dar , welche sich jetzt schon im Besitze der
Alliierten befinden, das heißt. Zahlungen , die bereits erfolgt
sind . Im Verlaufe der nächsten zwei Jahre soll ferner eine
internationale Anleihe von 8 Milliarden zur Ausgabe ge¬
langen . Sodann haben die Alliierten den Erlös des liqui¬
dierten deutschen Eigentums als flüssige Mittel in der Hand
und schließlich ist es möglich, daß im Laufe der nächsten zwei
Jahre noch weitere Kapitalzahlungen erfolgen. Alle die vor.
genannten Werte sind daher unter dem Pariser Plan als
Jrtztwerte zu betrachte«, auf welche die Zurückdiskontierung
mit 8 Prozent Anwendung findet. Was nach zwei Jahren
von der Kapitalsumme noch übrig bleibt, ist daher völlig un¬
bestimmt. Es war notwendig, die Annuitäten des Pariser
Planes mit 8 Prozent zurück »diskontieren, um den Abzug
der Leistungen, die innerhalb der nächsten zwei Jahre insge¬
samt gezahlt werden, überhaupt feststellen zu können. In
Frage könnte höchstens kommen , ob der Restbetrag der Kapital¬
schuld, der nach zwei Jahren noch bestehen wird, etwa mit
einem höhere« Satze als 5 Prcyent zu verzinsen sein würde.
Wir haben aber von vornherein gesagt, daß die Höhe der Pa¬
riser Annuität für unS unerträglich ist, und haben aus die¬
sem Grunde einen Nachlaß aus die Zinse» gefordert . Dieser
Nachlaß ist, da er sich nur auf das Nestkapital bezieht, und da
wir bereit sind, 5 Prozent Zinsen zu zahlen, verhältnismäßig
«icht bedeutend.

Zu 2. Die Behauptung , daß Deutschland die Abgabe von
13 Prevent auf die Ausfuhr habe unter den Tisch fallen lasten,
ist nicht zutreffend . In den deutschen Vorschlägen ist ausge¬
führt , Laß die ILprozentige Abgabe aufgefatzt wird als ein
Mittel , um den Alliierten eine Beteiligung an der künftigen
Besserung der deutschen wirtschaftlichen Verhältnisse zu ge¬
währen und daß dieses Prinzip grundsätzlich auerkannt wird .
Das deutsche Angebot ist aber nur dadurch möglich, daß be¬
reits eine künftige Besserung der deutschen Wirtschaft in Rech¬
nung gestellt wiä >. Auf der Grundlage der jetzigen Zustände
wäre das deutsche Angebot an sich nicht zu verwerten . Wiö
in den deutschen Vorschlägen bereits gesagt, halten wir den
Standpunkt für berechtigt, daß eine Beteiligung der Alliierte«
an einer Besserung der deulschen Wirtschaft bereits in dem
deutschen Vorschlag v»ll berücksichtigt ist.

Zu 3. Die Behauptung , daß die Annuitäten des Pariser
Planes ohne Berücksichtigung der bisherigen Entschädigüngs.
leistungen Deutschlands zu zahlen seien, ist sachlich unberech¬
tigt , und auch in dem Wortlaut der Pariser Beschlüsse nicht
begründet.

Zu 4 . Deutschland schätzt allerdings den Wert seiner bis¬
herigen Vorleistungen auf das Reparationskonto mit etwa 20
Milliarden Gold ein. Wenn die Reparationskommiflion in
ihrer Schätzung nicht ganz auf die Hälfte dieses Betrages
kommt, sa ändert die « nicht» an unserer Berechtigung, die An¬
rechnung von 20 Milliarden zu fordern . Im übrigen haben
wir unS ausdrücklich bereit erklärt , die genaue Festsetzung de»
Wertes der Vorleistungen einer gemischten Sachverständigen.
Kommission zu übertragen .

Zu 5 ist die Antwort bereits unter Nr . 1 gegeben.
Zu 6. Die deutsche Anregung , daß die internationale An¬

leihe in allen Emissionsländern steuerfrei sein soll, ist inner¬
lich wohl begründet . Die Gründe dafür hat der Reichsminister
Dr . Simons in seiner Rede vor der Londoner Konferenz aus¬
führlich dargelegt . Das finanzielle Opfer , welches von den
einzelnen Emissionsländern verlangt , würde , läßt sich ziemlich
genau berechnen. Angenommen, die Anleihe wäre mit 4 Pro -
gent verzinslich und die gesamten Steuern , die darauf ent¬
fallen würden , betrügen 25 Prozent der Zinsen, so würde die
Einbuße an Steuern 1 Prozent deS Nominalbetrages der An-
keihe ausmachrn , Dagegen aber steht das große finanzielle
und wirtschaftliche Interest «, welches jedes Emissionsland an
der Hebung der gesamten Wirtschaft hat . Insbesondere wür¬

den die Bereinigten Staate » von Amerika durch eine tatkräf .
tiqe Beteiligung an dem Erfolge der steuerfreie« A»leihe i»
den Stand gesetzt werden, ihre Ware « wieder nach Europa
abzusetze « und damit ihrer jetzigen inneren wirtschaftlichen
Krisis steuern. Im übrigen würde das Opfer nicht allein
die Alliierten, sondern Vor allem auch die neutralen Staaten
und Deutschland selbst treffen , denn Deutschland ist bereit,
einen erheblichen Teil der Anleihe im eigenen Lande aufzu »
legen. Nur auf diese Weise, nämlich durch das Versprechen
der Steuerfreiheit fstr die Anleihezeichner, würde eS übrigens
möglich sein, einen erheblichen Teil des ins Ausland geflüch -
tete« deutsche« Kapital » wieder zurückzurufen und damit einer
Forderung der Alliierten selbst zu entsprechen und damit der
Reparation nutzbar zu machen.

Zu 7. Die Alliierten berechnen, daß bei Annahme der deut¬
schen Vorschläge die jährlich« Belastung Deutschlands nach Ab¬
lauf der ersten 6 Jahre etwa 3 Milliarden betrogen würde.
Eine solche jährliche Last geht wett über das hinaus , was nach
dem Urteil aller Sachverständigen überhaupt noch als tragbar
anzusehen ist. Dan » wird gesagt, - atz der Jetztwert der ge¬
samten Zahlungen gemäß den deutschen Vorschlägen etwa 27
Milliarden betragen würde und daß dies nur ein geringer
Bruchteil der Pariser Forderungen sei. Dazu ist zunächst zu
bemerken, daß diese 27 Milliarden zuzüglich der 20 Milliar¬
den Vorleistungen insgesamt 47 Milliarden Mark betragen ,
«ine Zahl , die den geforderten 53 Milliarden Jetztwert ganz
«ahr kommt. Im übrigen aber könnte es den Alliierter ja
nur lieb sein , wenn durch geschickte Finanzierung der gesamten
Reparationsschuld Deutschland es ermöglicht wird , mit einem
verhältnismäßig niedrigen Gesamtbeträge auszukommen. Um -
somehr wird das deutsche Wirtschaftsleben gekräftigt und umso
eher wird Deutschland imstande sein , die versprochenen Lei¬
stungen durchzuführen.

Mleitere VerbandlungsmögUckketten.
Der „Daily News" zufolge hätte Staatssekretär Schröder

«acht» eine Erklärung abgegeben, daß die bisherigen Vor¬
schläge nicht unser letzte» Wort seien- und eine andere ZiuS.
rechnung sowie ein Kompromiß bezüglich der Ezportstruer
««geboten , wobei er betonte, daß die bisherigen Vorschläge
mit den ursprünglich beabsichtigten «icht übereinstimmtea .
Auch die „Daily News", die von englischer Seite bestens unter¬
richtet sind, zeigen lt . „Frks. Ztg ." die Grundlinien für ein
mögliches Kompromiß aus der angedeuteten Basis . Die letz¬
ten Berichte deuten wieder den Grundgedanken einer Rückkehr
zur früheren Einigung der Sachverständigen in Brüssel und
Paris sowie das Prinzip an» eine zukünftige Besserung der
deutschen Wirtschaft zu berücksichtigen . Immerhin , sagt di«
»Daily RewS", wird eine Lösung schwierig sein und Zeit ver-
iangeu .

Das Hrel ^skabinett
beschäftigte sich gestern mit den Meldungen über die heutige
Sitzung der Londoner Konferenz. Auf Grund der vorliegen¬
den, noch unvollständigen Nachrichten beschränkt sich das Ka¬
binett darauf , die Bedeutung der von Llo^ > George angekün¬
digten Zwangsmaßnahmen vorläufig dur ^ usprechen.

Die Duisblirger - IKubrorter
Dsndelskammer .

hat in ihrer gestrigen Vollversammlung nachstehende Gut .
schkirßung angenommen und telegraphisch an den Reichspräsi¬
denten, den Reichskanzler und das Auswärtige Amt gesandt :

Die Handelskammer mit dem Sitz i« Duisburg und Ruhrort
ist sich der Tragweite der bei Nichtannahme des Diktats der
Entente in Aussicht gestellten Maßnahmen für das deutsche
Wirtschaftsleben, insbesondere auch für das von ihr vertretene
Gebiet, voll bewußt. Umsomehr darf sie in dieser Stunde
Anspruch auf Gehör erheben. Sie bittet die Reichsregierung
aufS dringendste, an der Betretung des einmal für recht «ud
gerecht Erkannten unter allen Umständen festzuhalten.

Deutscher IKeichstsg .
In der gestrigen Reichstagssitzung wurde das Gesetz übör

Vorläufige Zahlungen aus die Körperschaftssteuer dem Steuer -
auSschuffe überwiesen. Das Gesetz über die Kontrolle der
KriegSrechnungen wurde angenommen . Der Ausschuß für !
scqial« Angelegenheiten fordert eine Novelle zum KaufmannS -
und Gcwerbegerichtsgesetz, in der den Frauen das passive
Wahlrecht gewährt wird . Nach kurzer Aussprache, an der sich
die Abgg - Frau Metz (Unabh.). Schuch (Soz .) , Frau Behm
(Deutschnational ), Thiel (Dtsch . Volksp.) , Frau LüderS (Dem .) , §
Frau Trusch (Ztr .) und Giebel (Soz .) beteiligten und in der !
«in Regierungsvertreter erklärte , daß die Frauen dieses Wahl¬
recht erhalten sollen, wird der Antrag gegen die Stimmen
einiger Deutschnationaler angenommen . Es folgte eine län¬
gere erregte Erörterung darüber , ob die Behandlung des Orts -
klassenverzeichniffes dem Haushalt - oder dem Beamtenaus¬
schuß überwiesen werden soll . E» wird beschlossen, dem Be»
amtenausschut - die Vorbereitung de» Ortsklassenverzeichniffe»

Das krele Lrziedungswesen in seinem
Verhältnis zn Staat uns Mirtsedatt .

In einer Veranstaltung des Bunde » für Dreiglie¬
derung des sozialen Organismus (Ortsgruppe
Karlsruhe ) sprach Walter Blume , München, über obiges
Thema vor einer beträchtlichen Zuhörerschaft. In Wirklichkeit
wurde allerdings vom Redner das eigentliche Erziehungswesen
nur kurz behandelt ; in der Hauptsache waren seine Ausfüh¬
rungen dem Dreigliederungsproblem gewidmet. Die wich,
tigste Forderung ist wohl die nach einer Verselbständi¬
gt ! n g des Geisteslebens . Im Zusammenhang damit
üble der Redner Kritik an unserem gesamten Erziehungswesen
bis einschließlich Universitäten . Der Dreigliederungsimpuls
fordert ferner ein Wirtschaftsleben, in dem Produktionserforder¬
nisse und Konsumenteninteressen in Einrlang gebracht sind .
Aus Grund einer Wertregulierung der Güter soll der Grund¬
satz einer neuen sozialen Ordnung verwirklicht werden : nicht
des Profits sondern des Konsums wegen soll produziert wer¬
den . In dem neu gearteten Wirtschaftsleben soll sich zwischen
Arbeiter und Arbeitsleiter ein freies Gesellschaftsverhältnis
herausbilden . Und schließlich wird die Einschränkung des
Staatslebens auf sein eigene» Lebensgebiet, die Verwaltung
des Rechts , gefordert. Auf ein« Vermischung mit dem Wirt ,
schafts - und Geistesleben muß verzichtet werden. Der reibe
Rechtsstaat soll nur rechtlich-politische Angelegenheiten ver¬
walten . Das neu zu errichtende Menschenrecht stellt jeden
Menschen dem anderen als freie Persönlichkeit gegenüber.
All diese Forderungen wurden vom Redner eingehend begrün¬
det und bäeuchtet , so daß man in vielen Einzelheiten die Ethik
»eS Zieles u. die Klarheit der Ideen unumwunden anerkenn««

mußte , wenn auch andrerseits die Bedenken, die einer prak¬
tischen Verwirklichung entgegengebracht werden, nicht voll-
kommen zerstreut werden konnten.

Eines der erhabensten Postulate von Dr . Steiners Philo¬
sophie bleibt das Wort : „Gib de« Menschen dem Menschen
zurück ". In diesem Zusammenhang sei auf sein grundlegen ,
des Wert hingewiesen „Die Kernpunkte der fatalen Frage in
den Lebensnotwendigkeiten der Gegenwart und Zukunft ".
Es kann kein Zweifel bestehen , daß die Freiheit des Geiste»,
lebens daS Leben befruchten und die Menschheit aus der Heu-
tigen Not heraus neu emporführen würde . AuS diesem Glau¬
ben heraus ist die Waldorfschule bei Stuttgart gegründet
worden . Die . Waldorf - Nachrichten " orientieren ein¬
gehend über die wirtschaftlichen und geistige « Grundlagen der
Schule . Die Erfolge sollen gut sein . Ein abschließendes Ur¬
teil wäre heute verfrüht .

Der Redner fand am Schluß seiner fesselnden Ausführun¬
gen warmen Beifall . Man gewinnt den Eindruck, daß die
Bewegung in stetem Wachsen begriffen ist.

Die Organisation bildender Künstler Badens (Schriftführer
Herr Hausmann , Karlsruhe ) hat sich, nach einstimmig ge»
faßtem Beschluß, unter Ausschluß aller parteipolitischen und
religiösen Fragen dem allgemeinen deutschen Gewerkschafts¬
bund angeschlossen . Die Gründung der Organisation bilden¬
der Künstler Badens , welche im Januar 1819 nach jahrelangen
Bemühungen zustande kam , bezweckt die Vertretung der
materiellen und geistigen Interessen der bildenden Künstler
auf allen Gebieten der freien und angewandten Kunst.

zu übertragen . Ohne Aussprache artgenommen werden Au-träa » auf Vorlegung von Gesetzentwürfen zur Bekämpft,»,der Trunksucht und zur Schließung der Bordelle. ^
Da » HauS vertagte sich dann auf Freitag 2 Uhr : Anfrage»

Erhöhung der Haushalte , Kleine Vorlagen ..

Brnrze polit. Vlsckrickten.
» Geheimrat Carl , der die besondere Aufgabe erhalten hattenPläue für Ersparnisse im ReichShauShalt auszuarbeiten, ist,wir aus Berlin gedrahtet wird, von feinem Amt zurückze -

trete «.
* Staudrecht i« Abstimmungsgebiet. Um die ruhige Durch,

führung der Abstimmung zu gewährleisten, wird die inter¬
alliierte Kommission schon in den allernächsten Tagen im Ab¬
stimmungsgebiet sowohl den Belagerungszustand als auch dag
Standrecht verhängen . Politische und sonstige Versammlungen
werden während der Dauer des Belagerungszustandes ver»
boten fein.

* Bekämpfung der Trunksucht. Der Reichstagsausschutz für
Bevölkerungspolitik hat beschlossen, die möglichst schnelle Bor-
legung eines Gesetzentwurfes zur Bekämpfung der Trunksucht
Von der Reichsregierung zu fordern.

* Verhinderter Stapetlauf . Auf der Flensburger Schiffs¬
werft sollte am Dienstag vormittag ein für die Aktiengesell¬
schaft Hugo SiinneS in Hamburg erbauter 12 000 Tonnen
großer Dampfer vom Stapel laufen . DaS Schiff sollte den
Namen „Tirpitz" erhalten , womit sich jedoch die Mehrheit der
Arbeiterschaft nicht einverstanden erklärte - Da ein Vermitt -
lungSvorschlag ergebnislos verlief, sperrte die Direktion der
Werft die gesamte Arbeiterschaft, etwa 2000 Mann , aus .
Staatssekretär a. D . v. Tirpitz, der mit Stinnes und anderen
Persönlichkeiten auf der Werft erschien , tauft « das Schiss auf
seinen Namen . Der StapeUauf erfolgte indessen nicht .

Unaufrchtbarkrit der Entscheidungen des Mtetrinigungs -
amteS. Das Reichsgericht hat in einem Revisionsurteil da¬
hin entschieden , daß Beschlüsse der MeteinigungsäMter nicht
einmal in formeller Hinsicht der Nachprüfung im ordentlichen
Rechtsweg unterliegen . Lin Mieter hatte Klage erhoben, weil
das MieteinigungSamt ihn vor der Entscheidung über einen
höheren Heizungszuschuß nicht gehört hatte . Er klagte auf
Feststellung, daß dieser Beschluß zu Unrecht bestehe , wurde
ober «- gewiesen, weil keine Überschreitung der Zuständigteits -
grenzen vorliege, auch wenn die SchiedSstelle eine in den Rah¬
men ihrer Spruchbefugnis fallende Entscheidung unter Außer¬
achtlassung wesentlicher BerfahrungSVorschriften getroffen
hoben sollte .

» Aufhebung der Immunität ErzbrrgerS . Der Geschästs-
ordnungsnusschuß des Reichstages beschloß, in der Steueran¬
gelegenheit Erzberger auf Pas dringende Ersuchen ErzbergerS
hin die Immunität des Abgeordneten Erzberger für diesen
Fall aufzuhAen . Der Beschluß wurde gegen vier Stimmen
gefaßt .

* Preisabbau in Bayer«. Wie aus den „ Münchn . Neuesten
Rachr.

" ersichtlich ist, haben sich die Bauern einiger bayeri.
scheu Ortschaften, um der Notlage deS Voltes gerecht zu wer-
den , entschlossen , die Eier zu kü Pf . das Stück und Butter
g« S M. das Pfund abzugeben . Aber nur au Private , nicht
an Aufkäufer. *

* Exkönig Rikita von Montenegro ist im Alter von 80 Jah¬
ren gestorben.

* DaS Erdbeben l« China . Die chinesisch« Gesandtschaft
in London erklärte zu dem kürzlich gemeldeten Erdbeben,
Latz dieses in der Provinz Khansu auf einem Gebiete von
mehr als 40000 Ouadratlilometer stattgefunöeu und perschie -
dene Tausend Menschen getötet habe. Ganze Dörfer und
Städte find verschüttet worden und es entstanden große Erd¬
spalten. in die viele Menschen hineinfielen .

Dadiscke Äebersicbt .
Badiscber Landtag .

Das SiedelungSgesrtz.
Der Landtag hat gestern an einem einzigen Tage , wen»

auch in zwei Sitzungen , das sogen , badische Siedelungsgesetz
erledigt , zu dessen gründlicher Beratung im BerfaffungsauS »
schuß ungefähr 15 Sitzungen notwendig waren .

Gegensätzliche Auffassungen traten nicht hervor , und so
konnte am Schluffe der NachmittagSfitzung die einstimmige
Annahme dieser Ausführungsbestimmungen zum Reichssiede -
lungSgcsetz festgestellt werden. Diese rasche Verabschiedung war
nur dadurch möglich , daß die Besprechung der sogen . Hagen¬
schieß-Affäre von den Rednern aller Parteien ausgeschaltet
wurde ; nur hier und da fand sie kurze Erwähnung , da die
eingeleitete gerichtliche Untersuchung noch nicht abgeschlossen
ist.

Der neue Arbeitsminister Dr . Engler hielt gestern seine An¬
trittsrede und griff dann auch noch einmal kurz in die Debatte
ein. Seine Darlegungen und die Behandlung der SiedelungS -
frage schienen uns zu erweisen, daß sich bei ihm praktische »
Können mit vielseitiger Erfahrung in Übereinstimmung befin¬
det. Das Haus hörte thm deshalb auch aufmerksam zu, den»
es bemerkte gar bald, daß er etwa» zu sagen hakte .

Sv kann denn nun die Wirksamkeit des badischen Siedlung »-
gesetzeL sich entfalten . Man hat e» vor mehr als Jahresfrist
seitens vieler kleiner Landwirte stürmisch gefordert , heute
tritt mau seinem Inkrafttreten nüchterner gegenüber.

? . Karlsruhe , den 4. März .
Der Badische Landtag führte in seiner gestrigen Nachmit-

tagsfitzung, der 28 . öffentlichen Sitzung , die Beratung de»
Badischen AussührungsgesetzeS zum Reichssiedelungsgesetzezu
Ende. In der Aussprache ergriffen Redner der verschiedenen
Parteien auch weite: daS Wort , ferner der neue Arbeitsminr -
ster Dr . Engler . Dieser führte auS : Wenn der Verkauf von
Waldungen der Standesherrschaften in Frage käme , so wäre
dieser Wald dem Staate , nicht den Gemeinden zuzuführen .
Es hat sich vielfach gezeigt, daß die Standesherrschaften den
Wald besser bewirtschaftetenals die Gemeinden . In der Ebene
könnten da und dort Wälder niedergelegt werden , um Acker¬
boden zu gewinnen . Den landwirtschaftlichen Arbeitern wir»
Pachtland gegeben werden, auch können sie Baukostenzuschüsse
erhalten » um sich ansiedeln zu können. Bei den Heugrasver¬
steigerungen werden heute nicht mehr die hohen Preise be¬
zahlt , wie bisher, denn man beginnt wieder zu rechnen. -Nie¬
mand denkt daran , den Allmendnutzen den Gemeinden zu neh¬
men . Wir werden den Wunsch erfüllen , die SiedelungsauS «



io Sem wie möglich zu hatten . Wir werden auch kein«
G- mmisswn im Lande herumschicken , die jedes kleine Mvorkmd
2^ ick>tiat . Es ist auch nicht nötig , jeden Sumpf trocken zu
I ^ n. Die Oberdireltion ist übrigens über die Bodenbeschaf.
!!nbeit des Landes genau unterrichtet . Bei den Stiftungen
I»uk « an soviel scgiales Verständnis vorausfetzen , daß sie sich

iraendwo geplanten Siedekung nicht widersetzen . Mit
S -Hlagwort Hagenschieß sollten nicht andere gemeinwirt »

Maftliche Bestrebungen erdrückt werden.
^ k>er Gesetzentwurf wurde einstimmig angenommen , ebenso
iuck eine Entschließung des Ausschusses , die folgenden Wort -
Mmt batte : Die Regierung wird ersucht , zu prüfen , inwieweit
E Hebung der Landeskultur weitere gesetzliche Maßnahme »
I^Noendig und möglich find, Erhebungen über den Zustand
z«r Wälder, Riede, Weiden und des Ödlandes vorzunehmen^
^ ch deren Ergebnis ein langfristiger Siedelungsplan aufge»
Mellt werden kann, und eine Untersuchung d«S PachtwesenS
tznd eine möglich einheitliche Reform desselben herbeizuführen .

Dann vertagte sich daS Haus auf DienStag nachmittag H4
Lhr . Tagesordnung : 2. Nachtrag zum Staatsvoranschläge
(ArbeitSministerium). Schluß der Sitzung 87 Uhr.

Dem Landtag sind in den letzten Tagen wiederum insgesamt
Ml Gesuche von Veamteaorganisatione » zugegangen , die Wün¬
sche hinsichtlich der Änderung der Besoloungsordnung zum
Gegenstand haben. Weiter haben Gesuche eingereicht die
Stadtgemeinde Pforzheim um Gewährung eines StaatSbei -
Hagö aus Anlaß der Typhusepidemie , der Industrie - und
Gewerbeverband Schopfhrim für den Ausbau der Oberrhrin -
Lafferkräfte . Von den Inzipienten bei den Bezirksämtern Und
AmtsgerichtenHeidelberg, Mannheim und Sinzheim ist ein Ge¬
such um Gewährung von UntrrhaltSzuschüffea a» Inzipienten
^ gegangen. Unter den weiteren Gesuchen befindet sich ein
solches der Handelskammer für di« Kreise Heidelberg und
Mosbach über das Verbot sportlicher Wettspiele an den höheren
Feiertagen, ein solches des SchutzverbandeS zur Wahrung der
Interessen deutscher Apotheker Elsaß -Lothringens über die
Ginreihung der aus Elsaß -Lothringen vertriebenen Apotheker
fi, die Reihe der badischen Konzesfionsanwärter und ein sol¬
ches der Bürgermeister - und Pfarrämter der Gemeinden
Gdingen , Friedrichsfeld, Kirrlach, Neckarhausen, Plankstadt ,
Seckenheim und Wiesental über die Bestrafung der Diebe im
Mannheimer Ranglerbahnhof .

Dem Landtag ist soeben der Entwurf eines Gesetzes über
Ne staatliche Verbürgung vo« Hypotheken zur Förderung d«S
PaueS von Kleinwohnungen zugegangnen . Der Gesetzentwurf
enthält einen einzigen Artikel, der lautet : Der Betrag von
500 000 M„ der in § 3 des Bürgschaftssicherungsgesetze« vom
g Juli 1918 zur Deckung der dem Staat aus den Bürg¬
schaftsverträgen erwachsenden Verbindlichkeiten zur Verfü¬
gung gestellt worden ist, wird auf 1 Million Mark erhöht . —
In der Begründung zu dem Gesetzentwurf wird u . a . ausge -
sihrt : Nach tz 4 des Bürgschaftssicherungsgesetzes darf die Ge¬
samthöbe der zu übernehmenden Bürgschaften den Betrag von
7500000 M . nicht überschreiten. Bis jetzt hat die Maats¬
schuldenverwaltung Bürgschaften tm Betrage von rund
7200 000 M . übernommen, so daß die Gesamtbürgschaftsüber -
uahme in kurzer Zeit die vorerst zulässige Höchstgrenze er¬
reichen wird. Es muß daher eine angemessene Eichung des
Grundstocks für die Bürgschaftssicbeiungen herbeigeführt wer-
den. Zu diesem Zweck wird eine Verdoppelung des zurzeit tm
Gesetz vorgesehenen Grundstocks vorgeschlagen.

Das Staatsministerium hat dem Landtag soeben den Ent¬
wurf eines Gesetzes über die Änderung deS Kostengesetzes vom
Pt . September 1908 unterbreitet .

Kurze « schritten aus Laden .
k ? lx Monnhciw , 28. Febr . Hier fand jüngst «in« von

Aber 200 Vertretern besuchte Versammlung - er dem Deutsche»
HrwerkschastSbnnd angehörenden christlich-aatio »alen Arbeiter-
»nd Angestelltenverbände der Landesbezirke Baden und der
Pfalz statt, die gegen das Pariser Diktat Stellung wahnen .

I-? l) . Mannheim , 8. März . Nach längerer Krankheit ist
stn Alter von 57 Jahren der Direktor der Badischen Bank
Filius Wagenmann » gestorben. Der Entschlafene entstammte
einer württeinbergischen Theologenfamilie . Sein Vater wa,
Professor der Theologie in Göttingen und erster Vorsitzender
deS Evangelischen Bundes . Der Verstorbene war in jungen
Jahren in leitender Stellung an her Frankfurter Filiale der
Deutschen Bank tätig , und 1901 wurde ihm der Posten eines
leitenden Direktors der Badischen Bank übertragen - Der
Entschlafene war mit einem umfassenden Wissen und großer»
Erfahrungen auf wirtschaftlichem Gebiet ausgestattet .

l-kv . Heidelberg, 28 . Febr . Eine von der Allgemeine«
Studentenschaft der Universität Heidelberg eingesetzte Kom-
« iffio » hat die Alten über die Entziehung der Erlaubnis zur
Lehrtätigkeit gegenüber dem früheren Privatdozenten Dr .
Singe geprüft . Der Allgemeine Studentenausschuß kam da¬
nach mit allen gegen eine Stimm « bei einer Stimmenthaltung
I« der Stellungnahme , daß daS Verfahre » gegen Dr . Rüg«
von seiten der Universität lediglich im Anschluß an die diele»
Beleidigungen geführt worden ist und daß die Universität kei¬
neswegs a»S politischen Gründen gegen Dr . Rüge vorging .

l-? v . Heidelberg, 2 . März . Der SübwestdvutsHe Kanal -
dereiu hat an die Bevölkerung der Reckargemeinden einen
Aufruf gerichtet zur weitgehenden finanziellen Beteiligung
an der zu gründenden Gesellschaft für die sofortige Inangriff¬
nahme und Durchführung des Neckarkanals auf der Strecke
Klannheim—Plochingen .

k-.? .v . Heidelberg, 1. März . Der 33 jährige Händler Lud¬
wig Heller aus Eschelbach stand, vor der hiesigen Strafkam¬
mer wegen 16 Diebstählen und versuchten Diebstählen . In
seiner Wohnung hatte man ein ganzes Laaer von Gegenstän¬
den aller Art gefunden , die Heller hauptsächlich in Rohrbach
und in Heidelberg gestohlen hat . Auch größere Geldbeträge
sind dem Diebe in die Hände gefallen . Die Strafkammer ver¬
urteilte den Heller wegen mehrfachen schweren Diebstahls zu
mner Gesamtstrafe von 6 Jahren Zuchthaus und zum Ver¬
luste der bürgerlichen Ehrenrechte auf 5 Jahre . Ein Ge¬
isse des Heller, der Mechaniker Franz Schlegel, wurde zu
einem Jahre Gefängnis verurteilt .

l-.? .v . Müllheim , 2. Febr . Aus der Heilstätte FriedrichS-
tzeim bei Kandern sollten 7 Patienten als geheilt entlasse»
werden. Sie sträubten sich dagegen und schließlich mußten die
»eute durch die Gendarmerie veranlaßt werden , die Anstalt
-U verlassen.

k .k.v . Markörs , 2. März . Im Juni 1918 war der Leib.
Gger des Grafen von Rechberg namens Heckmann auf dem
Hohenstein bei Donzdorf Oberamt Geißlingen erstochen auf -
tzesunden worden. Bisher war es nicht gelungen , den Täter
ausfindig zu machen . Er ist nunmehr in der Person des im
»«nachbarten Süßen wohnhaften Gipsers Karl Schweizer ver.
Wftet worden. Schweizer hatte damals seinen Wohnsitz nach
wrangen bei Markdorf verlegt und war schon durch die Ver -
mgung seines Wohnsitzes verdächtig geworden . Nunmehr ist
^ derTat überführt worden . Vor den Augen feines da»
wais 12 jährigen Sohnes hat Schweizer den Leibjäger Heck-
» 7?" tn Ausübung seines Dienstes im Walde erstochen,er und Sohn befinden sich im Amtsgefängnis Ulm.

WaldShut , 2. März . In Jestetten fand unter freie»
eine große Protrstversamsttuu , statt, die «egen die

hohe» Peßgeblihren protestierte . Von verschiedenen Rednern
wurde» auf di« besonders gelagerten Verhältnisse im ZollauS »
fchtußgediet hingewiesen, dessen wirtf ^ ' ' e Sonderstellung
auch Sondermatznahmen bezüglich deS PaßzwangeS fordere.
An de» Landtag ist bereits eine Eingabe über die Aufhebung
LeS Paßzwange » für die Bewohner de» Zollausschlußgebiets
abgesthickt wottxn . Die Versammlung beschloß, eine ent¬
sprechende Fächerung an die Regierung zu richten.

Aus der Landeshauptstadt .
NeichSbunh brr Kriegsbeschädigten , Kriegsteilnehmer «»d

Kriegshinterbliebene».
Die diesjährige Generalversammlung der «Ortsgruppe

Karlsruhe faah am vergangenen Freitag im kleinen Saale
der Aesthalle statt und war seitens der Mitglieder , insbeson¬
dere der Hinterbliebenen , aut besucht. Den Geschäftsbericht
gab der Vorsitzende Herr Krankenkassenbeamter Echillinger .
Seinen Ausführungen war zu entnehmen , daß die Orts¬
gruppe Karlsruhe auch rm verflossenen Geschäftsjahr für die
Mitglieder reg« tätig war . Bis zum November wurden die
Geschäfte ehrenamtlich erledigt. Seitdem ist ein Geschäfts¬
führer angestellt. Die Geschäftsstelle in der Beiertheimer¬
allee 10 wird von den Mitgliedern stark iw Anspruch genom¬
men . Die Mitgliederzahl ist neuerdings wieder beträchtlich
gestiegen. Im Berichtsjahre waren zu verzeichnen an Brief¬
eingängen 800, an Briesausgängen 1180. Seit Oktober 1920
wurden vor dem Militärversorgungsgericht Karlsruhe
14 Fälle vertreten , davon 11 mit Erfolg . Gestorben find im
Lauf « d«S Geschäftsjahres 18 Kameraden und 8 Kameradin¬
nen . Am Grabe der verstorbenen Mitglieder wurde jeweils
eiq Kranz niedergelegt . Am Schlüsse seiner Ausführungen
wies der Vorsitzende darauf hin, daß im kommenden Ge¬
schäftsjahr für di« Mitglieder voraussichtlich wiederum große
Arbeit geleistet werden müsse , denn zurzeit sei die Umaner¬
kennung der Kriegshinterbliebenen und Kriegsbeschädigten
nach dem neuen Reichsversorgungsgesetz im Gange . Aus die¬
sem Grunde forderte er die Mitglieder zu treuer und zielbe¬
wusster Zusammenarbeit auf . Die Wahl des Geschäftsfüh¬
rers Herrn Gerstner wurde von der Versammlung einstim¬
mig bestätigt.

' Der Bericht des Vorsitzenden , ebenso der des
Kassier« Herrn Dörrschuck und dessen Voranschlag wurde von
der Versammlung genehmigt. Einstimmig wurde die Er¬
höhung des Monatsbeitrages von 2 auf 3 M . beschlossen . Die
Wahlen hatten folgendes Ergebnis : 1 . Vorsitzender Kranken¬
kassenbeamter Schillinge! , 2. Vorsitzender Buchdruckereibesitzer
Lang , k. Schriftführer Kaufmann Trarbach , 2. Schriftführer
Heinrich Kühner , 1 . Kassier Fürsorgebeamter Emil Dörr »
fchuck , 2. Fürsorgebeamter Karl Schneider. AIS Beisitzerinnen
wurde« gewählt : Frau Keilbach , Frau Hoch, Frau v . Müller ,
Frau Hügle und Frau Windbühl . Als Beisitzer die Kriegs -
beschädigten Brünner , Forsch und Strube . Dem Ausschuß
gehören ferner an die Bezirksgruppenleiter Stiller -Südstadt ,
Kling , AlfonS-Oststadt, Boensel-Mittelstadt und Altstadt ,
Hn ckle -Weststadt , Sutter -Mühlburg , Schoch-Rüppurr und
Kbller-Beiertheim . Mit Worten deS DankeS an die Mitglie¬
der und der Aufforderung , auch im neuen Geschäftsjahr f 'ir
den Reichsbund, die Organisation der Kriegsopfer , zu werben ,
schloß der Vorsitzende die sehr anregend verlaufene General¬
versammlung . H—e.

Dadilcke Serneindetckau .
Die Neckargemeinden «nh die Finanzierung des Neckarkanal».

Fm Heidelberger Rathaus fand jüngst, wie schon
kurz gemeldet, eine Sitzung von Vertretern der
badischen Städte und Landgemeinden statt , die am
Reck« oder i» seiner nächsten Nähe liegen. Außerdem wa.
ren dabei vertreten die Handelskammern Heidelberg und
Mannheim , der Südwestdeutsche Jndustriellenverband und der
Südwestdeutscb« Kanalherein . Den Vorsitz führt« der Heidel¬
berger Oberbürgermeister Prof . Dr . Walz. Aufklärende Bor¬
trage über den Kanal und die damit zusammenhängende
Finanzlage hielten Geh. Hofrat Bruckmann (Heilbronn ) , Vor.
fitzender des Südwestdeutschen Kanalvereins , und Direktor
Kern aus Mannheim .

AuS ihren Ausführungen geht hervvr, daß man angesichts
deS Preisabbaues auf dem Baumaterialienmarli jetzt mit
etw» IX Milliarden Mark Gesamtkosten rechnet. Von diesem
Betrag sollen SOO Millionen als Aktienkapital der zu gründen¬
den Gesellschaft aufgebracht und 900 Millionen Mark durch
Obligationen beschafft werden. Auf Bcü>en würden , so nimmt
man an , etwa 50 Millionen Mark entfallen , während das
Reich mit etwa 400 Millionen Mark und Württemberg mit
etwa 150 Millionen Mark beteiligt wären . Man glaubt , daß
vom badischen Anteil der Staat Bade« die Hälfte tragen
würde , während etwa 10 Millionen Mark auf die beteiligten
Städte und Landgemeinde« und 15 Millionen Mark auf In¬
dustrie und Banken fallen.

Es folgte eine längere Aussprache, in der die Vertreter ver¬
schiedener Gemeinden und Jnteressentengruppen zu Worte
Lnnen . Schließlich wurde folgende Entschließung angenom¬
men :

„Die in Heidelberg versammeltest Vertreter der badischen
Städte und Gemeinden am und beim Neckar und die anwe¬
senden Vertreter von Handel und Industrie begrüßen den
Bau Ver Reckartraftwerke und die Kanalisierung des Neckars
bis Plochingen mit dem Ziel der Verbindung des Neckars mit
der Donau in Ulm auf das wärmste. Sie erblicken in dem
Werk eine der wichtigsten Aufgaben für die wirtschaftliche
Entwicklung und sie werden in ihren Vertretungen für ein»
finanzielle Beteiligung ihrer Gemeinden an der zu gründen¬
den Aktiengesellschaft eintretcn ."

I ..? .v . Renchen, L. März . Bei der Bürgrrmetsterwcchl
wurde der bisherige Bürgermeister Schmidt mit großer Mehr¬
heit wiedergewählt.

I -kv . Pforzheim , I . März . Der Stadtrat hat ein Vaupro -
gramm für daö Jahr 1921 ausgearbeitet , das die Erstellung
von rund 1000 Wohnungen Vorsicht. Es sollen sofort 85 Woh¬
nungen mit einem Kostenaufwand von 1112000 Ms erstellt
werden .

Litersrilcbe Neucrlcdeinnngen .
Z« den Pariser Beschlüsse« . In ReclamS Universal -Biblio¬

thek erschien soeben : Rr . 6206 . Der Vertrag von Ver¬
sailles . Inhalt und Wirkung gemeinverständlich darae »
stellt von Dr . Eduard Rosenbaum . ( 149 S .) Geh. 1 .50 M.
— Diese Darstellung des Vertrages von Versailles und der
ihm doraufgegangenen Vorverhandlungen wendet sich an den
Leser, der eine von parteipolitischen Färbungen freie , leiden¬
schaftslose, sachliche Belehrung über seinen Inhalt sucht . Die
Anordnung des Stoffes ist so gewählt, daß das Büchlein so¬
wohl: statt des Vertragstextes , als auch zu seiner Ergänzung
neben ihm gelesen werden kann. Der Preis deS Bandes ist
absichtlich besonders niedrig gehalten worden, damit jeder¬
mann in der Lage ist, diese Urkunde, die von größter Wich¬
tigkeit für die deutsche Zukunft ist, und die daher jeder
Deutsche kennen muh , zu erwerben.

Ltaatsanzeiger .
Das Staatsministerium hat unterm 8. Februar d . I . deck

Direktor Alois Meidet am Gymnasium in Rastatt auf fein
Ansuchen in den Ruhestand versetzt .

DaS StaatSmintsterium hat unterm 8. Februar d. I . b«n
Direktor am Realprogymnafium in Buchen Karl Kretz zum
Direktor des Gymnasium» in Rastatt ernannt .

Da » EtaatSministerium hat unterm 8 . Februar d . F . he-
schlossen, den Gewerbelehrer August Ripplinzer an der --
verbeschule in Mannheim in gleicher Eigenschaft an jene m
Schwetzingen zu versetzen .

Da » Staatsmimsterium hat unterm 15. Februar d. I . be¬
schlossen, die Zeichenlehrkandidatin Alwine Birmrlia von
Karlsruhe zur Zeichenlehrerin an der Höheren Mädchenschule
ln Offenburg zu ernennen .

Da » Staatsministerium hat unterm 15. Februar d. I . de«
Oberfinanzsekretär Joh . Arnold zum Bureauinspektor bei der
Abteilung des Finanzministeriums für Domänen und Forsten
ernannt .

DaS Staatsministerium hat unterm 18. Februar d. I . di«
Forstassessoren Wilhelm Brandenburg aus Bronnacker, Chlod¬
wig Burger aus Tiengen und Rudolf Knall aus/Pforzheim zu
Forstamtmännern ernannt .

Das Staatsministerium bat untem 18. Februar d. I . de«
Oberamtsrichter Wilhelm Schopf in Baden seinem Antrag ent¬
sprechend auf 1. Juli d. I . in den Ruhestand versetzt .

Vom Justizministerium ist unterm 21. Januar d. I . Ge¬
richtsassessor Friedrich Eckler aus Nürnberg als Rechtsanwalt
beim Amtsgericht Überlingen und gleichzeitig beim Londge-
richt Konstanz mit dem Wohnsitz in Uberlingen zugekirsse«
worden .

Die persönliche Berechtigung zum Betriebe der Apotheke t»
Görwihl wird mit der Maßgabe zur Bewerbung ausgeschrie¬
ben , daß die Übertragung der Konzession an die Gemeinde
Görwihl Vorbehalten bleibt.

Bewerbungen sind unter Anschluß der erforderlichen Zeug »
nisse binnen 4 Wochen hierher einzureichen.

Karlsruhe , den 25 . Februar 1921.
Ministerium de» Inner ».

Der Ministerialdirektor :
JA . : Rein . Braun ,

Bekanntmachung,
betreffend die Gebührenordnung für die Untersuchung deS ist

das ZoMnland eingehende » Fleisches.
Auf Grunj » des 8 22 Nr . 3 des Gesetzes , betreffend di«

Schlachtvieh- und Fleischbeschau , vom 3. Juni 1900 (ReichS-
Gesetzbl. S . 647) in Verbindung mit Art. 179 Abs. 2 der
Reichsverfassung wird mit Zustimmung des ReichSratS be¬
stimmt :

Die Bekanntmachung , betreffend die Gebührenordnung für
die Untersuchung des in das Zollinland eingehenden Fleisches
vom 12. Juli 1902 (Zentralblatt für das Deutsche Reich S .
238) und die hierzu erlassenen Abänderungsbestimmungen
vom 24. Januar 1907 (Zentralblatt für das Deutsche Reich S .
15) und vom 4 . Juli 1908 (ebenda S . 355) werden bis auf wei¬
tere » abgeändert wie folgt :

I . 8 2 Abs. 1 und 2 erhalten fotzende neue Fassung:
Die Gebühren betragen , abgesehen von den in den §8 4!

bis 0 für besondere Untersuchungen festgesetzten Gebühren,
bei frischem Fleische :

I . für ein Stück Rindvieh (auSschl. der Kälber)
oder ein Renntier 8,00 DH

L. für ein Kalb 1,00 .
8. für ein Schwein oder Wildschwein 1I0 »
4. für ein Schaf oder eine Ziege 0,80 «
5. für ein Pferd oder ein anderes Tier des Ein¬

hufergeschlechts (Esel, Maultier , Maulesel) 6,00 »
v . bei zubereitetem Fleische (ausgenommen Fett ) :
6. von Därmen für jedes Kilogramm 0,025M .
7. von Speck für jedes Kilogramm 0,06 »
8. von sonstigem zubereiteten Fleische für jedes

Kilogramm 0,10 »
Jedoch find von Därmen mindestens 2.00 M , von sonstige «

zubereiteten Fleische mindestens 2ch0 M . für jede Sendung
zu erheben .

II . § 4 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung:
Die Gebühren für die Untersuchung auf Trichinen be¬

tragen :
1 . für ein ganzes Schwein oder Wildschwein odev

für die Hälfte oder ein Viertel eines zuberei-
teten Schweines 1H0 M ,

2. für ein einzelnes Stück Fleisch, ausgenom¬
men Speck (z . B. Schinken, Stück Pökelfleisch
n . dgl.) 1 .00 .

3. für «in Stück Speck 0,70 »
Ikll - Die im 8 6 Abs. 1 festgesetzten Gebühren werden wtp

folgt abgeändert :
1 . für die chemische Untersuchung von zube¬

reitetem Fleische , ausgenommen Fett 0,06 «
2 . für die chemische Untersuchung von zube¬

reitetem Fette , einschl. der Vorprüfung 0,015 «
für jedes Kilogramm einer gleichartigen Sendung ,

8 . die Mindestgebühr bei der chemischen Unter¬
suchung von Fleisch und von Fetten 3,00 «
für jedes Packstück der Sendung .

IV . Im 8 6 Abs . 1 wird die Gebühr für die biologische oder
chemische Untersuchung von zubereitetem Fleische auf das Vor.
handensein von Pferdefleisch auf 0,45 M. für jedes Kilogramm
der Sendung , für die in Nr . 1 und 2 aufgeführten Untersu¬
chungen die Gebühr auf 0.15 M . für jedes Kilogramm der
Sendung festgesetzt .

Die im 8 6 Rr . 1 und 2 für Postsendungen und Wareu -
proben festgesetzte Gewichtsgrenze wird von 2 Kilogramm
auf 8 Kilogramm heraufgesetzt.

Km 8 K Abs. 2 wird die Mi-Lestzebühr bei der Untersuchung
auf daS Vorhandensein von Pferdefleisch auf 45 M .. bei den
übrigen im Abs. 1 des 8 6 unter Nr. 1 und L bezeichnet « »
Untersuchungen aus 5 M . für jede Sendung festgesetzt.

Diese Bekanntmachung tritt am 1. März 1921 in Kraft .
sverlin . Len 22. Februar 1921.

Der ReichSmiaisterdes Inner ».
Im Austrag : Da mm an .



Einser lanNLkrixes VorstLnäsmit ^ üvcl ^ lerr

)uliu5 v?2genmann
ist gestern nack sckverem IHclen versckisZsa.

Wir verlieren in ikm eine» treuen , kookxerokLkton
kkitai-deiter , 6er mit nie versaxencism Interessv.uaZ kervor-
raxenliem k'leiL seine xanrv ^ .rkoitskraft bis ru seinem
I^ rensen6« stet» nur Zein Woki unsere» Institut » xxv-
viciinet Kat.

Wir verrisn sein ^ ncienicen in koken Ldrsn kalten.

ILsnnkeim/Lsrlsruke , cien z . LlLrr » yri .

^ ussiciitsral und VvO8t3nd
der L^discken Lanlc.

„Oake ^Vlo^art"
(Iraker OakL Rain ) 95 Lsiserstrsü « 95

LsrnstSK , den 5 . ALLrr 1921 .

/ ^nxenetnnes k 'LmNiencskL

VüNix neu renoviert
MMIWIIIIMMMUI»

Ususkspelle Rattel
k^ ackknittLAL - u . ^ denck - kLonrerts .

LrioLi^ LiL 'ri^ Lir.

17nser kcx :1iverehrter Direktor Herr

ist 6urck Zen LoZ von lanxem und sckwerem I^ iäea
erlöst voräen .

Wir betrauern Zen Nsimxanx eines xsreekten Vor-
xesetrtea , Zessen kokes küicktxekükl unZ unermüZIicko
^ rbeitskrvuZixksit kür uns vcvbilZIiek varen .

Zein ^ .aZeaken virZ bei uns in Lkren Aekaltsn
verZea .

klsaakeim/kisrlsruke , Zen z . LlLrr iyri .

Die Prokuristen und Leninten
der Ladiscken Lanlc.

Um« »1» » m r »» t

— , , 81 Lsiiens enstv intennntionslv

luliur Visgenmsnn II ^ o0 -N ° xkLmp^
Zurck Zen roZ von langem unZ sckwerem UeiZsn 8 >

l- LKMed :

»» »»tllS^ÄI»»» . »<i N»>IM »I>I»dr!K

^ anliditävrsvkimuoit

kilövrsinrLkmungvn

kadisclieL l>ancIeLltieaien .
8om»t»g, lleo 5. LISin. «' /, vdr . LIK. 12.

^ urlilk .
In, t-snZeetkesten . 80. 6- : vornritUigs 11 .15

in, 6er WanZelkaile Zes l Ranges : NorgenVeran¬
staltung Zss IkeaterkuIturverbanZes. Ua>Zn-Ouar-
tett, O-Zur. II - Lata . Vortrag von krol- Or. Oike-
Lus über „Zss Tkeater unä Zss neue Rudlikrun "
^ benZs 6.30 : Oie Landerklöte . (20-—-) — No - 7- :
VI. Astasie - Xoarert lies kanäestdeaterorckester».
Dirigent : Rritr Oortoleris- 7 . (6.— -> — Oie * 8 : krss-
cnis ViUos . L <17.— ) - Ni * 9 - : vie 8tütreo 6ee
Oesellscdakt. 7. <12 .— .) — Oo.* 10 .: 2um ersten Nsl -
«iackawe kegro«. Oraina in Zrei Wirten, von Ueinricb
N - nn. 7 . <14 .40 ) — kr * 11 . : ver Iroubsclosr . 7.
<17— .) — 8s .* 12 : lAioas vo» varadelm . 7 <12.—.)
80. 13 . : «leister 6u :«io. 7. <20— .) - No . 14 . : Volks-
dstkns- 1 7 . ver Lv»axeU « »so. 7 . (17 —, nur 8tek -
plätse vorksnZen )

In, Hon- eetksu ». 8^ * 6 2v »orseinqii»rtieruog.
7 <11. —.) — Oie 8. : Volkskükne. N . 2. vie 8tätre»
t!er Lesellscdaft . 7- — kr . 11 . : Volksbübne . N 3.
vis 8tötres 6er Oesellscdstt. 7— 80 * 13 . : Xltdeiäel-
derg . 7. <11— .) Unrtsusek Zer Vorrugskarten unZ
Vorksuksreokt Zer Inksber von VoraugskaNen sin
Lamstag, Zen 5-, naetu». 3.30—5 Ubr, allgemeiner
Verkam von Nontag, Zen 7 an.

Mg«I. UUsOgr
». Kttritiir »rnttrdillkejl .

Iknrkrsvcrfehrr«.
W.175 Kesftasz. Über

das Vermögen der Ast»,
« ebil- «. Meschinenfabrik
Sonftasz-Obershwinge« G«.
sellschast mit beschränkterHaf¬
tung in Konstanz wird, da
die Firma zahlungsunfähig
und überschuldet ist , heute
äm 28- Februar 1921 ,
Nachm - 2 Uhr, daS Kon¬
kursverfahreneröffnet . Der
Rechtsanwalt vr . Deyhle in
Konstanz wird zum Kon¬
kursverwalter ernannt .
Konkursforderungen find
bis zum 4 . April 1921 bei
dem Gerichte anzumelden
Es wird zur Beschlußfas¬
sung über die Wahl eines
andern Verwalters » sowie
über die Bestellung eines
Gläubigerausschusses und
«intretenden Falle - über

die in § 120 der Konkurs-
ordnung bezeichneten Ge¬
genstände auf Dienstag,
br« SS. März 1SL1» vormit¬
tag- S Uhr, und zur Prü¬
fung der angemeldeten For -
derungen auf : Mittmoch ,
de» 18. April 1SSI , vorm .
S Uhr, vor dem Unterzeich¬
neten Gerichte, Termin an »
beraumt . Allen Personen ,
welche eine zur Konkurs¬
masse gehörige Sach« in
Besitz haben oder zur Kon-
kurSmafse etwas schuldig
find, wirdaufgegeben, nichts
an den Gemeinschuldner zu
verabfolgen oder zu leisten,
auch die Verpflichtung auf¬
erlegt, von dem Besitze der
Sache und von den For¬
derungen, für welche sie
aus der Sache abgesonder¬
te Befriedigung in Anspruch
nehmen, dem Konkursver¬
walter bis zum 10 März
1921 Anzeige zu machen.

Konstanz. 28. Febr. 1921 .
Bad. Amtsgericht I .

W .142 .2.1 Dnrlach . Der
Eisenbahnfchaffner

Daniel Dennig in Singen
hat beantragt , den ver¬
schollenen Landwirt Phi¬
lipp Jakob Dennig jung ,
geboren 14. Dezember
1844 zu Singen , zuletzt
wohnhaft in Singen für
tot zu erklären .

Der bezeichnete Ver.
schollene wird aufgefor¬
dert , sich spätestens in dem
auf Dienstag , den 15.
November 1921, vormit¬
tags 10 Uhr, vor dem Un¬
terzeichneten Gericht —
11 . Stock — Zimmer Nr.
28 anberaumien Aufge¬
botstermine zu melden,
widrigenfalls die Todes -
erklärung erfolgen wird.

An alle , welche Aus¬
kunft über Leben oder
Tod des Verschollenen zu
erteilen vermögen , ergeht
die Aufforderung , späte¬
stens im Aufgebotster¬
mine dem Gericht Anzeige
zu machen .

Durlach , 22. Febr . 1921.
Der Gerichtsschreiber de»

Amtsgerichts II .

Aufgebot.
W.159.2.1 Radolfzell,

Die Frieda Bächle grbore.
«e Denzel in Singen a.
H. hat beantragt , den ver¬
schollenen Metzgermeistrr
Franz Xaver Bächle , geb.
«tm 22. November 1876
in Bannholz bei Walds .
Hut, zuletzt wohnhaft in
Singen a . H., für tot zu
erklären .

Der bezeichnete Berschol -
lene wird aufgefordert , sich
spätestens in dem auf
Donnerstag , 1. Dez. 1921,

vormittags 11 Uhr,
vor dem Unterzeichneten
Gericht anberaumten Auf¬
gebotstermine zu mekden ,
widrigenfalls die Todeser¬
klärung erfolgen wird.

An alle, welche Auskunft
über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf¬
forderung , spätesten- im
Austzebotsterminedem Ge-

richt Anzeige zu machen .
Radolszell. 2. Febr . 1921.
Der GrrichtSschreiber deS

Bad. UmtSgertcht ».

Lonnlsg , ilsn 8 . NVZinr ISA

<Z» gekürektalstevoxer OeutseklanZs», I .H lluv «t» Lckverxevn ^ltrwWÄn»
La/erna , 8ieger über Rreitensrätte» >Oeuwc4,e» NsiÄ» - g»qxev

IlovII k> vrL - 2s >s > Llr
IW kkuoZ, Neisterdoxer von l0 ftunZ«m ü 3 Nmr>,«-n

kNnsvkbvr ' gS »' k8sns - 8üi »vk ^ »
132 VkunZ xegen

ttubvi » Kugusl - Lsnmisvk
130 kiuuZ (15 KanZen L 2 Ninuten).

Oie rvei drillsntssten 1 'eekniker Ra/ern ».

^ 1018 183 ?kZ-, 8ckverxeiviektsmei8ter 8ckles >ens
» » A 160 kkunZ , 8ekveixevicnt5meistvr IVürttembeixs.

xegen <10 KunZen ä 2 Ninuten.)

KÜSS Lsong - Nus1i *slivn
140 kkuuZ gegen

8i *sttbvng Kosls - 8 . - 8vk « vsr >sn
145 kkunZ (10 KunZen ä 2 Ninuleni .
Lnomsi »« KsnIKs ^ Isnukv
125 kkunZ gegen

Vsisvl s » kk ,
125 kkuncl. 6öeiZe 8eküler Zer Loxersckule Larlsrnk»

<10 RunZeo ä 2 Ninutku )
8ckieZsrickter im King: frua» veiler.

Rr>»» « »»- k> 5kki»iiiig S /, Uke . Gagima /,L
8ämtlicke klütre bis ru Nark 7.— sinZ numeriert, auLer 8tekplLtr«.

V»i-veetr » uk,
2igarrenkaus vanederger , LaiserstraLe 88 unck ValZstr^Oc, lelepkou 4706.
DE " Siege» grollen Lnärange» Uarten i» Vorverkaul trgdreitig de,argen. EWG

Hur
väkrenZ Zo»

gexvLkren vir infolge unsere»
otsl - kusveriksuLs

suk unser gesamtes , nocät umkangreickes I »Lger

W 17« . Pforzheim. Da»
Konkursverfahren über dag
Vermögen de- Uhrmacher-Mar »» SS « in Pforzheim
lHohenzollernftr - 74 > wurde
auf dessen Antrag vom
Gericht eingestellt, da kein,
bekannten Gläubiger mrbr
da find.
Pforzheim , 28. Febr - 1921.Der GerichtSschreider drg

Amtsgerichts A. 4.

Wl^WiiWWkiAMMerschM
Frau Oberstleutnant Rn«

dolf Kramer von Elansdrnch
Witme Alexandra geb . Tutzr
in Auerbach ( Hessen ), i«
FürstenlagerEremdcnbau ),
hat den Antrag gestellt,
ihre abhanden gekommen«
Pfandscheine

Nr . 14993 vom 12 Au.
gust 1920 über einen Rin»
mit einem grotzro und 18
kleinen Brillanten , geschätzt
zu 1500 Mk und brlirhea
mi, 1000 Mk^

Nr. 15788 vom 21 . Au-
gust 1920 üb^r einen Ring
mit 4 Brillanten und 8
Rosen» geschätzt zu 2000
Mk und del 'ehen mit 1200
Mk . für kraftlos zu er¬
klären. J97L

Auf Grund de» § 48 un.
lerer Satzungen fordern wir

! ! h e- mir den Inhaber der
I j genannt Pfandscheine auf ,
I ! solche mnerdalb eines Mo¬

nat » vom Tage der Ein .
lückung an gerechnet, bei
»n« vorzulegen und ihre
« nsprüche geltend z»
machen , widrigenfalls me
KrosUoserklärung erfolge»
wut >.

Karlsruhe , I März 1921 .
Stützt. Sparkasse»«« t.

> Die Lieferung de» i»
! Wirtschaftsjahr 1921 vo»

1. April bi» 1. Oktober
im Bereich der Eisenbahn -
Generaldirektion Karl »,
ruhe erfmverlichen Bahn,
schottrrs ist in verschiede -
nen Losen nach Berord.
nung des Finanzminijte .
rrums vom 3. Jan . 1907
zu vergeben. Gleichzeitig
wird der Betrieb de» bahn»
eigenen Steinbruchs bei
Hornberg und der Wacken¬
grube bei Tiengen neu
vergeben. Das Beding-
nisheft kann bei dem Ma¬
terialamt der Eisenbahn -
Generaldirektion Karls¬
ruhe» Baumeisterstraße 1»
Zimmer 5, eingesehen oder
gegen bestellgeldfreie Ein¬
sendung von 3 M . bezogen
werden. Angebote sind aus
den von uns unentgeltli s
erhältlichen Augebotsbogen
verschlossen und postfrei
mit der Aufschrift . Schot-
terlieferung " bis spät«,
stens DienStag » de» 15.
März 1921, vorm. 11 Uhr»
dem Zeitpunkt der Eröff .
nung der Angebote, bei
uns einzureichen. Zu-
schlagsfrist 4 Wochen .

Karlsruhe , 28. Febr . 1921 .
Materialamt der Eisen«
bahn -Generaldirrktion .

» Min- 1» » a - «» ii
30 ftorsnl KMl

anstatt vie Kisker LS k'roLSQt .
Vlir ein^ eklen kerner :

Wsiös t^ 08 sn und Wssisn

l- übirs - und WLsek - 8aeoo8 , l< NLbsn -

V ^/Lsek - ^ N 2 ü § s unc ! Liussn .

Spiegel L Wsls

Schlofferarbeitc » für die
Babnsteigsperre auf der
Strecke Rastatt -Raumün .
zach nach Finanzministerial -
verordnung vo.m 3 1 - 07
öffentlich zu vergeben. LoS 1
Eiserne Einfriedigungen
für die Stationen Kuppen¬
heim, Bischweier und Ro¬
tenfels - Los ll desgleichen
f . die Stationen Gaggenau
u . Hörden-Ottenau . Los III
desgleichen f die Stationen

Gernsbach , Scheuern»
Obertsrot , Hilpertsau ,

Weisenbach, Langeubrand «
Bermersbach und Forbach-
Gausbach . Pläne und Be-
dingnisheft liegen auf
unserem Hochbautzüro im
11 Stock des Aufnahme -
gebäudeS Karlsruhe zur
Einsicht auf , woselbst An¬
gebotsvordrucke von per¬
sönlich erscheinenden Be¬
werbern in Empfang ge¬
nommen werden können.
D e Zusendung der Unter¬
lagen nach Auswärts fin¬
det nicht statt . Tie Ange¬
bote sind verschlossen und
postfrei und mit Aufschrift
„ Bahnsteigsperre der Murg¬
talbahn LoS " versehen,
spätestens bis Dienstag» 22.
März d . I . , vormittags 11
Uhr, bei uns einzureichen.
Zuschlagsfrist 4 Wochen .

Karlsruhe , 2 . März 1921-
Bahnbaninspetzio » 11 .
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